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Der Weg zum guten
Ruf ist steinig
Es geht immer und immer wieder um sie,
die liebe Reputation. Und er scheint noch
lange nicht gewonnen, der Kampf um sel-
bige. Das war teils auch in italienischen
Kommentaren zu den neuen Steuerab-
kommen mit der Schweiz und Liechten-
stein festzustellen. Es herrscht immer
noch Skepsis, ob die Frankenländer tat-
sächlich zum Kreis der «sauberen» Staaten
gehören, oder nicht doch noch – still und
heimlich – ungeliebte Steueroasen sein
könnten. Es dauert eben, einen ruinierten
Ruf reinzuwaschen, Steuerinformations-
abkommen und offizielle Bekenntnisse zu
Weissgeldstrategie hin oder her. 

Die skeptischen Italiener stehen mit ihren
Vorbehalten nicht allein da. In vielen Län-
dern erwähnen Journalisten gebetsmüh-
lenartig Liechtenstein und die Schweiz als
Steueroasen – selbst wenn der Skandal,
über den sie berichten, überhaupt nichts
mit diesen beiden Ländern zu tun hat.
Wenn beispielsweise in Indien ein Promi-
nenter Schwarzgeld in Panama bunkert
und erwischt wird, ist es offensichtlich
eine ausgemachte Sache, darauf hinzu-
weisen, dass Panama in einer Reihe mit
der Schweiz und Liechtenstein steht.

Ja, es gibt noch viel zu tun. Dabei ist es
nicht gerade hilfreich, dass ein Liechten-
steiner Treuhänder in einen Betrugsskan-
dal in Frankfurt verwickelt ist, der aktuell
Schlagzeilen macht. Denn das bildet die
Meinung im Ausland mehr als jedes Steu-
erabkommen. Es sind solche Altlasten, die
den Weg zum guten Ruf steinig machen.
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Konservatismus und 
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Im Unterschied zur Schweiz wird das
Verhältnis zur EU in Liechtenstein
kaum politisiert. Dies mag eine Er-
klärung für den sehr grossen Rück-
halt des EWR in der liechtenstei -
nischen Bevölkerung sein. Liechten-
stein profitiert dabei zweifelsohne
von verschiedenen Ausnahmerege-
lungen, welche die Grössenverträg-
lichkeit des EWR sicherstellen. Durch
die Sonderregelung des freien Perso-
nenverkehrs kann sich Liechtenstein
zudem der meist negativ konnotier-
ten Zuwanderung (teilweise) entzie-
hen. Eine im Verlaufe dieser Woche
präsentierte Studie zeigt aber auch,
dass die liechtensteinische Bevölke-
rung eine EU-Mitgliedschaft klar ab-
lehnt. Dabei werden mit einer EU-
Mitgliedschaft Ängste assoziiert, für
die es aus politikwissenschaftlicher
Sicht keine objektive Grundlage gibt.
Vielmehr ist die unterschiedliche Be-
wertung von EU und EWR in Liech-
tenstein – ähnlich wie in der Schweiz
die unterschiedliche Bewertung von
EU und bilateralen Abkommen –
Ausdruck eines politischen Konser-
vatismus. 

Angesichts der grossen Errungen-
schaften der europäischen Integra -
tion und der hohen Dynamik warnt
der Politphilosoph Francis Cheneval
jedoch vor einer zu engen Auslegung
konservativer Politik. Konservativ sei
auch das Bestreben, «die euro -
päischen Institutionen zu stabilisie-
ren, zu reformieren, sie freizuhalten
von verklärten Idealen nationaler
Vergangenheit und idealistischen
Vorstellungen der Zukunft». Daraus
folgt, dass auch konservative Par -
teien eine aktive und konstruktive
Europapolitik betreiben sollten, die
einer Weiterentwicklung der Bezie-
hungen zur EU grundsätzlich offen
gegenübersteht. Mit Blick auf
Europa bedeutet dies wiederum,
dass skeptische Staaten wie Liech-
tenstein und die Schweiz durchaus
zu einer effizienten und nachhalti-
gen Ausgestaltung der europäischen
Integration beitragen können. Vo-
raussetzung dafür ist jedoch ein
sachlicher Diskurs und die Einsicht,
dass nicht alles für immer so bleibt,
wie es ist. 

immer stärker politisiert werden.
Jüngstes Beispiel ist die von der SVP
angekündigte Volksinitiative «Lan-
desrecht vor Völkerrecht». Solch poli-
tische Vorstösse unterstreichen, dass
in der Schweiz derzeit wenig Hem-
mungen bestehen, geschlossene
Grenzen zu fordern und den Natio-
nalstaat über Grundrechte und inter-
nationales Recht zu stellen. 

Doch was steckt hinter dieser Ent-
wicklung? Ist es eine blosse Reaktion
auf eine sich stetig beschleunigende
Moderne und damit die Rückbesin-
nung auf das Traditionelle und Na-
tionale? Handelt es sich um einen
ökonomisch motivierten Utilitaris-
mus oder sind die treibenden Kräfte
gar postmaterielle Werte wie Freiheit
und Umweltschutz? Letztere bilden
die Grundlage des Euroskeptizismus
in Norwegen, welcher stark durch
linke Parteien bestimmt wird. Im Un-
terschied dazu geht der Euroskepti-
zismus in der Schweiz von rechten
Parteien aus. Aufgrund der breiten
Verankerung des Euroskeptizismus
in der Schweizer Bevölkerung greift
es aber zu kurz, diesen lediglich dem
Rechtspopulismus zuzuschreiben. 

«Im Unterschied
zur Schweiz wird
das Verhältnis
zur EU in Liech-
tenstein kaum
politisiert.»
Christian Frommelt,
Forschungsbeauftragter 
Politikwissenschaft des 
Liechtenstein Instituts

D
ie Zustimmung des
Schweizer Stimm-
volkes zur Initiative
gegen die Massen-
einwanderung hat
die politischen Be-

ziehungen zwischen der Schweiz
und der Europäischen Union (EU) 
in ihren Grundfesten erschüttert. 
Die jüngste Zuspitzung widerspiegelt
einen langfristigen Trend, wonach
die EU einen zunehmend hohen
Stellenwert auf der politischen Agen-
da der Schweiz einnimmt. Wie weit
fortgeschritten die Politisierung der
EU bereits ist, zeigt sich unter ande-
rem darin, dass sich bei den Natio-
nalratswahlen von 2011 35 Prozent
der Aussagesätze im Wahlprogramm
der Schweizerischen Volkspartei
(SVP) auf die EU bezogen. 

Die Annahme der Masseneinwande-
rungsinitiative lässt aber auch eine
kritische Grundhaltung der Schwei-
zer Stimmberechtigten in ausländer-
und aussenpolitischen Fragen er-
kennbar werden. Entsprechend
überrascht es nicht, dass in der
Schweiz auch andere Aspekte der 
internationalen Zusammenarbeit
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